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Klare Verhältnisse  
im OWi-Recht.

 NEU 
im Februar 2024

Der bewährte Kommentar 
zeichnet sich aus durch: 

	� übersichtliche, prägnante und praxisbezogene Erläuterungen 
	� Konzentration auf aktuelle Fragen 
	� vollständige und laufende Auswertung der Rechtsprechung 

und Literatur 
	� ausführliche Behandlung aller Fragen, die in Bußgeld-

verfahren wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten in der 
täglichen Praxis eine große Rolle spielen 

Die Neuauflage 
Die 19. Auflage befindet sich auf dem Stand Herbst 2023 und 
verarbeitet alle Novellierungen des Ordnungswidrigkeitenge-
setzes seit Erscheinen der Vorauflage, so u.a.: 

	� 60. Gesetz zur Änd. des Strafgesetzbuches – Modernisie-
rung des Schriftenbegriffs und anderer Begriffe sowie 
Erweiterung der Strafbarkeit nach den §§ 86, 86a, 111 und 
130 des Strafgesetzbuches bei Handlungen im Ausland 
	� 61. Gesetz zur Änd. des Strafgesetzbuches – Umsetzung 

der RL (EU) 2019/713 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Bekämpfung von Betrug und Fälschung im 
Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln und zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/413/JI des Rates 
	� Gesetz zur Anpassung der Regelungen über die Bestands-

datenauskunft an die Vorgaben aus der Entscheidung des 
BVerfG v. 27.5.2020 
	� Gesetz zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und 

zur Änd. weiterer Vorschriften 
	� Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit 

den Gerichten und zur Änd. weiterer Vorschriften 
	� Zweites Gesetz zur Änd. schifffahrtsrechtlicher Vorschriften 

Göhler 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

19. Auflage. 2024. LXVI, 1748 Seiten.  
In Leinen € 95,– 
ISBN 978-3-406-79850-4 

 beck-shop.de/34576200

Insgesamt ist auch der neue »Göhler« ein beeindruckendes 
Werk, in dem die überragende Fachkompetenz der  Bearbeiter 
Bauer und Thoma, beide Referatsleiter im Bayerischen Staats-
ministeriums der Justiz, zum Ausdruck kommt. 

Prof. Dr. Frank Arloth, in: FS 4/2021, zur Vorauflage

NVwZ-Editorial Heft 3/2024

 

Der EU-Asylkompromiss – Mehr Schein als Sein? 
 

Viel zu lange sei die EU in der Migrationsfrage als Feuerwehrmann unterwegs gewesen, 
beklagte der für Migration zuständige EU-Kommissar Margaritis Schinas einst. Damit 
müsse Schluss sein. Effizienz, Einheit und Solidarität könne man nur mit einem Pakt für 
Asyl und Migration schaffen. Unter diesen Vorzeichen hat sich die EU am 20.12.2023 
nach langem Ringen auf eine Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 

(GEAS) geeinigt. In Brüssel war die Begeisterung groß. Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen sprach von einer „gerechten und pragmati-
schen Vorgehensweise für ein gemeinsames Migrationsmanagement“. 

Das sehen aber nicht alle so. Menschenrechtsorganisationen sind empört. 
Der humanitäre Preis ist hoch. Die Kritik richtet sich insbesondere gegen 
das Herzstück der Reformen, die schnelleren Asylverfahren an den EU- 
Außengrenzen. Wer aus einem sicheren Herkunftsstaat, etwa aus Tunesien 
oder Marokko, nach Europa kommt, soll ein schnelles bis zu 12-wöchiges 
Asylverfahren durchlaufen. Wird der Betroffene abgelehnt, soll er spätes-
tens nach weiteren drei Monaten in ein Drittland abgeschoben werden. 

Während der Asylprüfung sind die Antragssteller in streng abgegrenzten Auffanglagern 
untergebracht. Diese Bedingungen gelten – mit Ausnahme unbegleiteter Minderjähriger – 
auch für Frauen mit Kindern. Zu Recht mahnen kritische Stimmen die Wahrung der  
Kinderrechte an, normiert etwa in Art. 24 GRCh. 

Auch in tatsächlicher Hinsicht ist fraglich, ob die Reform die Migrationsdebatte befrie-
den kann. Vom beschleunigten Asylverfahren werden zunächst nur 30.000 Antragsteller 
erfasst, nach vier Jahren soll es dann 120.000 Plätze geben. Nach Angaben der Bundes-
regierung wären jedoch allein im Jahr 2022 423.260 Menschen unter das schnellere Ver-
fahren gefallen. Wer keinen Platz in einem der Auffanglager erhält, soll direkt in die EU 
weiterreisen dürfen und wie bisher einen Asylantrag stellen können. Zudem dürfte die 
konkrete Umsetzung des Schnellverfahrens weitere Hürden offenbaren.  

Ein weiterer Knackpunkt der Reform ist die Solidarität unter den EU-Staaten. Künftig 
soll ein Umverteilungsmechanismus zu Gunsten der überlasteten Staaten greifen. Bis zu 
30.000 Menschen sollen verpflichtend umverteilt werden. Wer keine Menschen auf-
nimmt, hat eine Strafgebühr von 20.000 Euro pro abgelehnte Person zu zahlen. Zu Recht 
wird daher befürchtet, dass sich viele Staaten von ihrer Solidaritätsverpflichtung frei- 
kaufen werden. Die Solidarität wird damit zum bloßen Lippenbekenntnis. 

Klar ist, die Reform ist ein Kompromiss. Ein Handeln war nötig, um europaweit Hand-
lungsfähigkeit in der Migrationsfrage zu signalisieren und dem erstarkenden Rechtspo-
pulismus entgegenzutreten. Die vorläufige Bilanz ist jedoch ernüchternd: Menschenrecht-
lich ist die Reform bedenklich, die Effekte der sehr begrenzten Anwendung sind zudem 
gering. Die eine Lösungen kann es allerdings nicht geben. Wir brauchen ein Maßnahmen-
paket, bestehend aus nationalen und EU-Initiativen. Abkommen mit Drittstaaten können 
dabei ein wichtiger Baustein sein, um die Lage in den Herkunftsländern zu verbessern 
und reguläre Einwanderungswege zu schaffen. Dafür braucht es allerdings einen langen 
Atem und stets ein waches Auge für die Wahrung der Menschenrechte.  

Professorin Dr. Gabriele Buchholtz, Universität Hamburg  




